
von 36 Generälen und Admirälen gegeben, 30 davon, seitdem ich 
diesem Ministerium vorstehe. Es hat die Entlassung von 256 
Obersten und Kapitänen zur See gegeben, davon 45 seit Ende 
April. Dieser Prozeß ist noch nicht abgeschlossen. Das hängt da­
mit zusammen, daß die Nationale Volksarmee, was ihre Füh­
rungskader angeht, auch in absoluten Zahlen mehr hatte als die 
Bundeswehr, die dreimal so stark ist. Die Bundeswehr hat z. B. 
keine 300 Generäle gehabt. Wir haben aber, als eine sehr viel klei­
nere Armee, über 300 gehabt.

Es ist ein bißchen kompliziert, an dieser Stelle voranzukom­
men. Wir haben einen Personalrat eingesetzt, der sich mit der 
eben beschriebenen Personengruppe nochmals befaßt, d. h. also 
mit den Generälen, Admirälen und Obersten in leitender Stel­
lung. Wir haben nur die Probleme, daß eine Untersuchungskom­
mission des Ministeriums noch unter meinem Vorgänger auch 
Akten und Vorgänge dem Staatsanwalt übergeben hat, noch zur 
Zeit der Regierung Modrow, und die sind zurückgekommen. Es 
hat in keinem einzigen Fall eine strafrechtliche Verfolgung ge­
geben, und es gibt gegenwärtig nach meiner Erkenntnis keine 
Rechtsgrundlage außer dem Ruhestand und der Vorruhestands­
regelung, Leute nach Hause zu schicken.

Wir arbeiten also im Augenblick in der Hoffnung darauf, daß 
sich gesetzliche Bedingungen in der DDR noch ein Stück verän­
dern.

räsidentin, Dr. Bergmann-Pohl:

Eine letzte Anfrage, Herr Minister. Bitte schön.

Frau Stetter (SPD):

Herr Minister Eppelmann! Habe ich Sie richtig verstanden, 
daß die Westtruppen autorisiert sind, mit der Bevölkerung zu 
sprechen und Absprachen durchzuführen und dann diese Ab­
sprachen natürlich auch einzuhalten? Ich möchte den konkreten 
Fall Dahlener Heide/Belgern nennen, wo solche Absprachen 
schon durchgeführt wurden und trotz der Absprachen Zusagen 
nicht eingehalten wurden, z. B. Nachtflüge, Sonnabend- und 
Sonntagsflüge, die anschließend, nach diesen Absprachen, in 
verstärktem Maße durchgeführt wurden.

(Einzelner Beifall)

Eppelmann, Minister für Abrüstung und Verteidigung:

Ich habe vorhin gesagt - da gibt es keinen Grund zum Klat­
schen, das ist ganz traurig -, daß wir formaljuristisch noch im- 

:.er - lassen Sie es mich in Anführungsstrichen sagen - ein „be- 
setztes Land“ sind. Es gibt bestimmte Rechte, die die Westgrup­
pe hat, wo sie sich nichts vorschreiben läßt, wo wir mit ihnen re­
den können, wo wir mit ihnen verhandeln können. Wenn sie dar­
über aber nicht verhandeln wollen oder eine andere Meinung ha­
ben, läßt sich da unter den gegenwärtigen Bedingungen nichts 
machen.

Von daher wird es sicher das Erfolgversprechendste sein - 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt, ich habe angedeutet, daß sich das 
in absehbarer Zeit ändern wird -, mit den Kommandeuren un­
mittelbar selbst ins Gespräch zu kommen. Ich habe Ihnen aber 
auch versucht zu sagen: Nutzen Sie die Chance der Unter­
stützung durch unser Ministerium doch, indem Sie uns Ihre Vor­
gänge mitteilen. Wir würden dann, so weit das in unserer Kraft 
und in unseren Möglichkeiten steht, Unterstützung leisten. Ich 
bitte, daß Sie mir den Fall, den Sie eben ganannt haben, einfach 
noch einmal zur Kenntnis geben, weil wir gern mit „nachschie­
ben“ würden, warum gegebene Versprechen nicht eingehalten 
worden sind. Wir werden aber gegenwärtig nur im einvernehm­
lichen Gespräch an dieser Stelle etwas erreichen können.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Minister.

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Ministers für Fi­
nanzen. Hier antwortet der Parlamentarische Staatssekretär 
Herr Dr. Rudorf. Ich rufe die Frage 23 auf, Abgeordneter Prof. 
Dr. Hegewald von der PDS-Fraktion.

Prof. Dr. Hegewald (PDS):

Herr Minister! Bezugnehmend auf die Anfrage, die wir Prof. 
Terpe stellten, worauf er schriftlich geantwortet hat, möchten 
wir vom Hohen Haus zwei Zahlen wissen:

1. Wie hoch ist unter den gegenwärtigen Voraussetzungen der 
für das 2. Halbjahr 1990 geplante Haushalt?

2. Welchen Anteil an diesem Haushalt bildet die von Minister 
Terpe genannte Fehlsumme für die Finanzierung der Akademie 
der Wissenschaften?

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Rudorf, Parlamentarischer Staatssekretär im Ministe­
rium für Finanzen:

Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Der 
Haushalt der Republik wird im Juli beschlossen. Die Vorlage da­
zu wird nach der derzeitigen Planung am kommenden Mittwoch 
im Ministerrat behandelt. Bevor dieser Haushalt über den 
Ministerrat und hier als Gesetzesvorlage in die Volkskammer 
kommt, können keine Detailzahlen bekanntgegeben werden. Sie 
wissen selbst: Wenn noch mitten in den Verhandlungen Zahlen 
bekanntgegeben werden, und sie fallen dann schließlich niedri­
ger aus, dann gibt es hier erst noch Verstimmungen. Es stehen 
noch einige Gesprächsrunden zwischen dem Minister für Finan­
zen und den Fachministerien aus; sie sind noch nicht geführt 
und müssen am Wochenende geführt werden. Aus diesem Grun­
de können Zahlen hier noch nicht öffentlich bekanntgegeben 
werden.

In dieser Richtung ist es auch bei der Zuweisung, der geplan­
ten Zuweisung für die Akademie der Wissenschaften. Es ist hier 
sehr viel Polemik gemacht worden. Diese Polemik - kann ich sa­
gen - trifft nicht zu. Es ist nur erforderlich, daß die Akademie der 
Wissenschaften wie jeder andere Betrieb in der DDR die Ratio­
nalisierung und den Abbau von Verwaltung und z. B. unnützen 
Großrechnerinanspruchnahmen und alle diese Dinge in Angriff 
nimmt, und dann wird ein Weiterbestehen und ein Weiterfor­
schen dieser Akademie der Wissenschaften gewährleistet wer­
den.

Natürlich kann nicht alles in denselben Strukturen und mit 
denselben Aufgabenstellungen erfolgen wie bisher; auch dort ist 
die Anpassung notwendig. Von einem Untergang der Akademie 
zu sprechen ist eine böswillige Angelegenheit.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. Ich rufe nun die Fragen 24 und 25 auf und bitte 
die Abgeordnete Dr. Rudolph von der Fraktion der SPD, diese zu 
stellen.

Frau Dr. Rudolph (SPD):

Ich habe zwei Fragen. Die erste bezieht sich auf die Liquidität 
der Kommunen. Herr Staatssekretär, in welcher Höhe sind im 2. 
Halbjahr 1990 Kredite zur Sicherung der Liquidität der Kommu­
nen erforderlich, und wer bürgt für diese? Und: Wann und aus 
welchen Fonds werden nach dem 1. Juli 1990 die staatlichen Sub­
ventionen, insbesondere für Mieten und öffentliche Tarife, an 
die Kommunen gezahlt?
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